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Regierung.FinanzstaatssekretärHubert Fuchs leitetdieTaskforce
fürdieSteuerreform.ErkündigtmilliardenschwereEntlastungen,
einvölligneuesSteuerrechtund radikaleVereinfachungenan.

Die radikalen Steuerpläne
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Im Finanzministerium wird eine
umfassende Steuerreform vorbe-
reitet. Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Lohnverrechnung
undallemöglichenAusnahme-und
Sonderbestimmungen stehen zur
Disposition. „Es ist ein großerWurf
zu erwarten“, sagt Finanz-Staatsse-
kretärHubert Fuchs zumKURIER.

Der FPÖ-Politiker ist Leiter der
Steuerreform-Taskforce.

Fuchs ist Doppel-Magister und
Doppel-Doktor. Er hat Rechtswis-
senschaftenundBetriebswirtschaft
studiert undarbeitetebis zu seinem
Eintritt in die Bundesregierung als
SteuerberaterbeiHübner&Hübner
inWien.FürdieFPÖhaterdasKapi-
tel „Finanzen und Steuern“ im Re-
gierungsprogrammverhandeltund
kann es als Finanz-Staatssekretär
nun auch umsetzen. Für jemanden
mit seinemBackground gleicht das
dem Berufshimmel auf Erden: „Es
ist der Traum eines jeden Steuerbe-
raters.WirsindeinreinesExperten-
teamundarbeitenderzeitvölligun-
politisch. Im Mittelpunkt steht die
Frage: Wie könnte das ideale Ein-
kommensteuerrechtaussehen?“

Am Ende werden sich die
Steuerexperten zwar danach rich-
ten müssen, welche ihrer Idealvor-
stellungen sich der Staat leisten
kann. Aber Fuchs ist zuversichtlich,
dass vieles sofort umsetzbar sein
wird, der Rest zumindest mit Zeit-
verzögerung. Auf eine Steuerent-
lastungaufPumpoderGegenfinan-
zierungenwiedieRegistrierkassen-
pflicht will sich Fuchs jedenfalls
nichteinlassen:„Daswirdesmitmir
nichtgeben.“

* * *

Steuerberaterüberflüssig
Wie sieht ein Steuerrecht aus, das
den Idealvorstellungen eines
Steuerberaters entspricht? Interes-
santerweise so, dass der Steuerbe-
raterbranche viele kleinereKunden
abhandenkommenwerden. Fuchs:
„Wir Steuerberater waren immer
für ein einfacheres Steuerrecht. Es
hat ja keinen Sinn, wenn Kleinbe-
triebe einen Steuerberater nehmen
müssen, der sie 2000 Euro kostet,
der ihnen aber nur eine Steuer-
ersparnis von 1000 Euro bringen
kann, weil sie ohnehin nicht viel
Steuer zahlen.“ Steuerberater soll-
tendort tätig sein,woeswirklichet-
waszuberatengibt,meintFuchs.

Für Kleinunternehmer bis zu
30.000EuroUmsatz soll esmassive
Vereinfachungen durch großzügige
Pauschalierungen geben. Ein Bei-
spiel für einen Dienstleistungsbe-
trieb mit 30.000 Euro Jahresum-
satz: Vom Jahresumsatzwerden 30
Prozent Ausgabenpauschale (=
9000 Euro) abgezogen, verbleiben
21.000 Euro als zu versteuernder
Gewinn, der den Einkommen-
steuertarifen unterliegt. Für das
produzierende Gewerbe und für
denHandelsolleshöherePauschal-
sätzegeben.Fuchs: „Somitmüssten
200.000 Kleinunternehmer keine
Steuererklärung mehr machen,
sondern nur mehr ihren Umsatz
demFinanzamtbekanntgeben.“

* * *

„IndenMistkübel“
EinRadikalschnitt steht bei der Ein-
kommensteuerbevor.Fuchs:„Sowie
das Einkommensteuergesetz jetzt
ist, wird es in denMistkübel gewor-
fen. Es stammtaus1988, ist 30 Jah-
re alt, es gab über 160 Novellen,
mehr als fünf im Jahresdurch-
schnitt. Wir machen ein neues Ge-
setz, das Einkommensteuergesetz
2020.“ Ziel sei, das Steuerrecht ein-
facher und gerechter zu machen,
„wir wollen Ausnahmen und Son-
derbestimmungen ausmisten“, so
Fuchs. Das werde sich auf die
Steuertarife auswirken, „und zwar
nachunten“, sagtderFPÖ-Politiker.

Sprich: Die Steuerstrukturre-
formsolleinebürokratischeVerein-
fachung, aber auch eine Tarifreduk-
tion bringen. Ziel ist laut Fuchs eine
Abgabenquote von 40 Prozent
„oderdarunter“.

Zum Streichen von Ausnahmen
oder zu neuen Tarifstufen gibt es
noch keine Details, doch drei Eck-
punkte stehen fest:
– Eckpunkt 1 DieLohn-undEinkom-
mensteuerbelastung werde für je-
densinken.

– Eckpunkt 2 Die kalte Progression,
also das Hineinwachsen in höhere
Steuerstufen durch inflationsbe-
dingte Lohnerhöhungen, wird ab-
geschafft. Ab 2022 ist sie Geschich-
te. Fuchs: „Ziel ist ein einfacher
Automatismus, der über alle Tarif-
stufen hinweg wirkt, nicht nur bei
denunteren drei,wie dasmancher-
ortsdiskutiertwird.“
– Eckpunkt 3 Fuchs:„Nehmenwirje-
manden, der 1500 Euro monatlich
verdient.DiesePersonbezahlt rund
240 Euro Sozialversicherung, aber
nur50EuroSteuern.DiesenDienst-
nehmer können wir durch eine
Steuerreform nicht mehr wirklich
entlasten. Daher können wir hier
nur eine Abflachung bei der Sozial-
versicherungvornehmen, sowiewir
esbeiderArbeitslosenversicherung
für die unteren Einkommen bereits
gemacht haben.“ Leistungskürzun-
gen – wenn etwa Krankenversiche-
rungsbeiträge gekürzt würden –
schließtFuchsaus.

* * *

NeueBehördeverteiltGeld
Eine weitere massive Vereinfa-
chung ist bei der Lohnverrechnung
geplant. Sämtliche Lohnnebenkos-
ten – Beitrag zur Sozialversiche-
rung, Dienstgeberbeitrag zum Fa-
milienlastenausgleichsfonds, Zu-
schlag zum Dienstgeberbeitrag,
Kommunalsteuer etc. – sollen in
einer neuen Einheitlichen Dienstge-
berabgabe zusammengefasst wer-
den. Der einheitliche Prozentsatz
steht noch nicht fest, „wird aber
unter 30 Prozent der Beitrags-
grundlage liegen“ (Fuchs) und soll
vomUnternehmerpauschalaneine
einzige Behörde innerhalb der Fi-
nanzverwaltungabgeführtwerden.
Diese Behörde verteilt das Geld in
der Folge an Bund, Krankenkassen
undGemeinden.

Derzeit ist es so, dass der Unter-
nehmer (oder sein Steuerberater)
ausrechnen muss, welche Behörde
wie viel Geld bekommt, und der
Unternehmer führt dann die Beträ-
ge jeweils an Finanz, Krankenkas-
senundGemeindenab.Fuchs: „Der
erste Schritt zur Einheitlichen
Dienstgeberabgabe wird bereits
nächstes Jahr gesetzt. Ab1. 1. 2019
gibtesnurmehreineLohnabgaben-
prüfbehörde, die sämtlichePrüfun-
gen im Bereich der Lohnabgaben
durchführt. Das bedeutet, die Prü-
fer derGebietskrankenkassen kom-
men in die Finanzverwaltung. Der
zweiteSchritt istdieEinführungder
Einheitlichen Dienstgeberabgabe.
Die neue Lohnabgabenbehörde
hebt sie ein und verteilt dasGeld an
Finanz, Krankenkassen und Ge-
meinden.“ Auch der zweite Schritt
erfolge „auf jeden Fall“ in dieser Le-
gislaturperiode,sosteheesnämlich
im Regierungsprogramm, betont
Fuchs.

DurchdieseVerwaltungsreform
würde der Staat in diesem Bereich
wesentlich schlanker werden, und
die Unternehmer würden sich eini-
gesanKostenundArbeit ersparen.

* * *

KeineAK-Umlage fürKleine
Reduzieren will Fuchs die Beitrags-
pflicht zur Arbeiterkammer. „Es ist
auf jeden Fall unanständig, dass
man Arbeiterkammerumlage zah-
len muss, auch wenn man keine
Steuernzahlt. Ichbindafür, dass al-
le, die weniger als 11.000 Euro ver-
dienen, keine AK-Umlage zahlen
müssen.Das istgelebteFairness.“

* * *
Notwendig sei ferner die „längst
überfällige“ Abschaffung der Ver-
lautbarungspflichten im Amtsblatt
zur Wiener Zeitung. Fuchs: „In Zei-
tenderDigitalisierung sindderarti-
ge Zwangsveröffentlichungen auf
Papier nicht mehr zeitgemäß und
stellen eine sinnlose Kostenbelas-
tung fürdieUnternehmerdar.“

* * *
Bei denKapitalgesellschaften rückt
der FPÖ-Politiker von dem Modell
reduzierterSteuersätzeaufreinves-

tierte Gewinne ab, weil Österreich
auseuroparechtlichenGründenda-
durch auch Investitionen im EU-
Ausland fördern müsste. „Das wol-
lenwirnicht“, sagtFuchs.Besser sei
es, stattdessen generell den Körper-
schaftsteuersatz inRichtung20Pro-
zent zu senken (von derzeit 25 Pro-
zent).Hingegensollbeieinkommen-
steuerpflichtigen Unternehmen eine
Entlastung für nicht entnommene
Gewinne eingeführt werden.
Fuchs: „Sowie es bei der Kapitalge-
sellschaft möglich ist, den Gewinn
imUnternehmenzubelassen,solles
künftigauchbeieinkommensteuer-
pflichtigen Unternehmen möglich
sein, nicht entnommene Gewinne
mit einem reduzierten Steuersatz
zuversteuern.“

* * *
Zum Zeitplan für die Reformen sagt
Fuchs: „Wir wollen bis Jahresende
mit den Entwürfen fertig sein und
im Frühjahr 2019 in Begutachtung
gehen, damit das Parlament spätes-
tensimHerbstdieBeschlüssefassen
kann. Die Masse der Neuerungen
trittmit 1. 1. 2020 inKraft,mitAus-
nahme der Abschaffung der kalten

Progression;diekommt2022.“
* * *

Das Volumen der Steuerentlastung
definiert Fuchs so: Die Bundesre-
gierung habe für den Steuerentfall
im Bundesfinanzrahmen bereits
mit 3,5MilliardenEuro vorgesorgt:
2021 sind Mindereinnahmen von

1,3 Milliarden vorgesehen, 2022
sind es 2,2 Milliarden Euro. Fuchs:
„Das Steuerentlastungsvolumen
wird aber bestimmt deutlich über
denbereitsbudgetierten3,5Milliar-
den Euro liegen. Ich rechne mit
einem hohen einstelligen Milliar-
denbetrag.“

DANIELA KITTNER
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Hubert Fuchs
Politik
Seit Dezember 2017 gehört Hubert Fuchs
als Finanzstaatssekretär der Bundesregie-
rung an. Er ist von der FPÖ nominiert, in
der Partei jedoch nicht als Funktionär
verankert. Fuchs kam über seine Tätigkeit
als Steuerberater mit der FPÖ in Kontakt
und wurde immer öfter von ihr als Experte
konsultiert. 2013 ist er über ein Wiener
Mandat erstmals in den Nationalrat einge-
zogen. Nach der Nationalratswahl 2017
hat ihn FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache
beauftragt, das Kapitel Steuern mit der
ÖVP zu verhandeln. Fuchs’ Verhandlungs-
partnerin war Vize-ÖVP-Obfrau Bettina
Glatz-Kremsner. Jetzt leitet Fuchs die
Steuerreform-Taskforce im Ministerium.

Lebenslauf
Hubert Fuchs (49) kommt aus St. Johann
im Pongau. Er hat in Salzburg und in Wien
studiert, Jus und Betriebswirtschaft, und
in beidem auch das Doktorat gemacht.
Wegen der besseren beruflichen Chancen
übersiedelte er nach Wien und arbeitete
beim Steuerberater Hübner & Hübner.

Politik
voninnen

Der bisher
kaum
aufgefallene
FPÖ-Staatsse-
kretär Hubert
Fuchs im
Finanzminis-
terium

Hubert Fuchs im Gespräch mit dem KURIER: „Gesetz kommt in den Mistkübel“


